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Sportliche Veranstaltungen & bezahlte Sportler II
Wie Aufwandsentschädigungen von Vergütungen abzugrenzen sind
BFH Beschluss 03.08.2022 [Aktenzeichen XI R 11/19]

Bei pauschalen „Aufwandsentschädigungen“ ist besondere Vorsicht geboten, wie ein aktueller Be-

schluss des Bundesfinanzhofs (BFH) veranschaulicht. Verhandelt wurde ein Fall, in dem ein Verein für

den Verkauf von Eintrittskarten zu seinen Spielen den ermäßigten Umsatzsteuersatz ansetzen

wollte. Dies wurde ihm verweigert, weil er bei den Spielen bezahlte Sportler eingesetzt hatte.

Hinweis Den ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 % können Sie ansetzen, wenn es sich um

einen steuerbegünstigten Zweckbetrieb („Sportliche Veranstaltung“) handelt.

Eine sportliche Veranstaltung liegt vor, wenn die Einnahmen einschließlich Umsatzsteuer insgesamt

45.000 € im Jahr nicht übersteigen. Der Verkauf von Speisen und Getränken sowie die Werbung ge-

hören nicht zu den sportlichen Veranstaltungen.

Hinweis Vereine können auf die Anwendung dieser Zweckbetriebsgrenze verzichten. Dann gilt

die einzelne sportliche Veranstaltung als Zweckbetrieb, wenn an ihr kein bezahlter Sportler des Ver-

eins teilnimmt und der Verein keinen vereinsfremden Sportler bezahlt. Zahlungen an Vereinssportler

bis zu 450 € pro Monat im Jahresdurchschnitt werden für die Beurteilung der Zweckbetriebseigen-

schaft der sportlichen Veranstaltungen ohne Einzelnachweis als Aufwandsentschädigung angesehen

und sind unschädlich. Ob die Voraussetzungen eines Zweckbetriebs erfüllt sind, ist dann allerdings

für jede sportliche Veranstaltung gesondert zu prüfen.

Im Streitfall hatte der Verein seinen Spielern pauschale Aufwandsentschädigungen von über 450 €

gezahlt. Inwieweit bei den einzelnen Sportlern tatsächlich Aufwand angefallen war, ließ sich nicht

nachvollziehen, weil der Verein seine Zahlungen nicht im Einzelnen nachweisen konnte. Deshalb war

auch nicht überprüfbar, ob bei allen Sportlern die ihnen jeweils geleistete Zahlung nicht über eine

Aufwandsentschädigung hinausging. Dies schließt die Annahme eines Zweckbetriebs und damit die

Anwendung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes nach Ansicht des BFH aus.

Eine Aufwandsentschädigung soll nur einen tatsächlichen Aufwand entschädigen. Wenn nicht nach-

vollziehbar ist, inwieweit tatsächlich Aufwand bei den einzelnen Sportlern angefallen ist, kann eine

pauschale Abrechnung von Aufwendungsersatz diesen Anforderungen nicht genügen. Wie der BFH

betonte, trifft den Verein die Feststellungslast dahingehend, ob die gesetzlichen Voraussetzungen

erfüllt sind.

Hinweis Eine lückenlose Dokumentation des Aufwands der Spieler wäre zwar mit großem Auf-

wand verbunden gewesen, hätte den Verein aber „retten“ können.
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